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Die Meinungs-und Kunstfreiheit und 
der Strafschutz der Staatssymbole 
一ーでinerechtsvergleichende Analyse von Deutschland und den USA 

Toru Mori 

Einleitung 

Der Staat ist eine Gemeinschaft， und der moderne Ver-

fassungsstaat ist eine auf bestimmten Werten beruhende Gemein-

schaft. Er lebt insoweit， als seine Mitglieder， das V olk， sich in ihn 

integrieren. Deshalb wunscht er die Integration des Volkes zu fδr-

dern. Die Staatssymbole，z.B. Flagge und Hymne， sind die ange-

m田senenMittel dafur， weiI sie die Werte des Staates versinnbiId-

lichen und an die Empfindungen der Burger stark appellieren. Aber 

wenn der Staat daruber hinaus den Burgern die VerungIimpfung 

seiner Symbole strafrechtlich verbietet， entsteht eine ver-

fassungsrechtliche Aporie，weil ein so1ches Verbot mit der Freiheit 

der politischen Kommunikation unvereinbar scheint. Die Staatssymbole 

sind gerade deshalb auch sinnvolle Kommunikationsmittel zwischen 

Burgern，weil sie die Integrationskraft enthalten. Der Verlust eines 

so1chen Mittels durfte der Freiheit der Meinungsauserung， auf der 

die Legitimitat d田 Verfassungsstaatesberuht， stark schaden. 

1m Jahr 1990 und 1989 haben das deutsche Bundesverfassungs-

gericht und der amerikanische Supreme Court vor diesem Problem 

gestanden. Obwohl beide Gerichte die Angeklagten nicht verur-

teilten， gibt es interessante Unterschiede zwischen ihren Erkla-
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rungen dafur_ Darin spiegelt sich der Charakter des Freiheits-und 

Staatsdenkens in beiden Landern wider.11I 

1. Die Beschlusse des Bundesverfassungsgerichts 

Bei dem Bundesverfassungsgericht ging es um die Karikaturen 

der Bundesflagge und Bundeshymne_ Was die BundesfIagge 

angeht，(2l war der Gegenstand der Anklage wegen Verunglimpfung 

d田 Staatsymbols(990 a Abs_1 Nr.2 StGB) eine PhotocoIIage auf 

der Uril.schlagruckseite eines antimilitaristischen Taschenbuchs 

"Laβt mich blos in Frieden“_ Die ColIage ist aus zwei Photogra-

phien zusammengesetzt Die untere Ha!fte ist eine Aufnahme eines 

GelobniszeremonielIs der Bundeswehr， bei dem Soldaten eine Bunde 

-sflagge ausgebreitet halten_ Der Himmel bildet den Hintergrund 

des Photos der oberen Halfte_ Da steht ein mannIicher Torso， der 

uriniert_ Der gelbe Urinstrahl wird in das untere Bild. auf die dort 

Dieser Beitrag stammt aus meinem Referat beim gemeinsamen 

Seminar uber Verfassungsgerichtsbarkeit von ProL Dr. Gunter 

Frankenberg， Prof_ Dr. Winfried Hassemer und ProL Dr_ Kurt Shell. 

Ich danke Rainer Nickel und Peter Niesen fur ihre Verbesserung 

des deutschen Textes_ Fur Fehler bin ich alIein verantwortIich. 

Ich bin auch Nobuhiko Nagamine dankbar fur seine Hilfe bei der 

Sammelung amerikanischer Literatur_ 

(1) Es gibt einen Aufsatz uber den Vergleich zwischen den beiden 

Entscheidungen auf Englisch_ Peter E. Quint， The Comparative 
Law of Flag Desecration: The United States and the Federal 

RepubIic of Germany， 15 Hastings Int'l & Comp_ L Rev. 613 

(1992)_ 

(2) BVerfGE 81， 278_ 
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ausge breitete Fahne gelenkt. Unter der Fahne ist eine gelbe 

Urinpfutze auf dem Erdboden dargeste11t 

Bei dem Beschluβgeht es auch um eine andere Collage. Eine 

Zeitschrift meldete die Beschlagnahme des Buches "Last mich blos 

in Frieden“und benutzte darin die beiden Fotos der oben erwahnten 

Collage. Sie sind hier jedoch nur an der linken Ecke aneinander 

stoβend abgedruckt. Den Fotos ist ein satirischer Text zugeordnet 

(z.B. "N ehmen Sie Schere und Kleister zur Hand und bast匂elnS臼ieaus 

den a討11凶t協怠均gl凶liche釘剖nFo汎to郎sunt匂enein問1児eg伊a加n回zg'伊emein配1児eVぽ凶ungli凶mp如n噌g芯九‘

Sie zuerst nach，was die Bi日lderausdru臼ick王enk王fδ)nnt臼en1'). 

Obwohl das Oberlandsgericht Frankfurt am Main die Ange. 

klagten in beiden Fallen verurteilte， stellte das BVerfG die Ver. 

letzung ihrer Kunstfreiheit fest und verwies die Sache zuruck. 

Die Kunstfreiheit ist im Gegensatz zur Freiheit der Meinungs-

auserung (Art.5 Abs.1，2 GG) ohne gesetzlichen V orbehalt gewahr白

leistet司 Alsoist es bedeutend fur die Interpretation des Grundgeset-

zes， ob die Gegenstande der Verfassungsbe~弓chwerden als Kunst im 

Sinne des Art.5 Abs. 3 Satz 1 GG eingeordnet werden. Das BVerfG 

behauptet ohne weiteres， daβdie Collagen in den Schutzbereich der 

Kunstfreiheit gehoren. Sie brachten "im Wege freier schopferischer 

Gestaltung“ die Auffassung der Schopfer zur Geltung. Also 

genugten sie den Maβstaben， die dasselbe Gericht in der Mephisto 

Entscheidungl:J1 als Merkmale der Kunst im Sinne von Art.5 Abs.3 

Satz 1 GG aufgeste11t habe. "Die Anstosigkeit der Darstellung 

nimmt (ihnen) nicht die Eigenschaft als Kunstwerk“，weil eine staat-
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(3) BVerfGE 30， 173 [188 f.]. 
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liche Stil- und Niveaukontrolle uber Kunst "auf eine ver-

fassungsrechtlich unstatthafte Inhaltskontrolle“(41 hinauslaufe. 

Obwohl die Kunstfreiheit vorbehaltlos gewahrleistet ist， "kann 

sie mit Verfassungsbestimmungen aller Art kollidieren“. In allen 

solchen Fallen musse "ein verhaltnismasiger Ausgleich der gegen. 

laufigen， gleichermasen verfassungsrechtlich geschutzten Interessen 

mit dem Ziele ihrer Optimierung gefunden werden“. Die kollidie-

renden verfassungsrechtlichen Guter musten konkret heraus-

gearbeitet werden. Der strafrechtliche Schutz der Bundesflagge als 

staatliches Symbols sei nicht nur wegen Art.22 GG in der Ver-

fassung begrundet. Der Artikel setze vielmehr das Recht des 

Staates voraus， "sich zu seiner Selbstdarstellung solcher Symbole zu 

bedienen". "Zweck dieser Sinnbilder ist es， an das Staatsgefuhl der 

Burger zu appellieren“. "Als freiheitlicher Staat ist die Bundesrepu-

blik... auf die Identifikation ihrer Burger mit den in der Flagge ve子

sinnbildlichten Grundwerten angewiesen“. "Dient die Flagge durch 

die von ihr verkorperten Staatsleitziele als wichtiges Integra-

tionsmittel， so kann ihre Verunglimpfung die fur den inneren Frieden 

notwendige Autoritat des Staates beeintrachtigenへ "Daral1sfolgt 

zl1g1eich， das staatliche Symbole nl1r insoweit verfassungs-

rechtlichen Schl1tz genieβen， als sie versinnbildlichen， was die Bl1n-

desrepl1blik Del1tschland grl1ndlegend pragt“. 

Weil der Symbolschutz den Staat gegen Kritik nicht imml1ni-

sieren darf， bedarf es "im Einzelfall einer Abwagung der wider-

streitenden Verfassl1ngsrechtsguter“. 

(4) BVerfGE 75， 369 [377J. 
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Was die Prufungsintensitat betrifft， betont das BVerfG die Ge-

meinsamkeit der Kunst und Meinungsfreiheit als Kommunika-

tionsgrunclrechte. V orher hatte es erlautert; wenn ein Fachgericht 

der Meinungal1serung eine fur den Angeklagten l1ngunstige Del1-

tung， "die sich aus ihrem W ortlaut nicht oder nicht mit hinreichen-

der Klarheit ergibt"， gebe， um clie Ehre Dritter wirksam zu 

schutzen， konne die Meinungsfreiheit verletzt werden. Die auf 

einer solchen Auslegung des Textes beruhende Bestrafung sei mit 

Art.5 Abs.1 GG nicht vereinbar. Dies sei ein Eingriff von hoher 1n-

tensitat， denn "ein solches Vorgehen staatlicher Gewalt wurde， nicht 

zuletzt wegen seiner einschi.ichternden Wirkung， freie Rede， freie 1n伺

formation und freie Meinungsbildung empfindlich beri.ihren und 

damit die Meinungsfreiheit in ihrer Substanz treffen“(5) Das 

BVerfG benutzte diese Erklarung auch fi.ir die Kunstfreiheit. 1m 

Bereich der "Kommunikationsgrundrechte“ habe "die falluber-

greifende Wirkung c1er Verfassungsrechtssprechung“ "wegen der 

Offentlichkeitsbezogenheit der geschutzten Handlungen erhebliche 

Bedeutung“. Es mi.isse dort daher "eine besonders wirksame ver・嶋

fassl1ngsrechtliche Kontrolle“geben. 

Also pruft das BVerfG zuerst. ob die Auslegungen der Collagen 

durch die Fachgerichte "werkgerecht“sind. Es zeigt die Methode 

der fur Karikatur treffenden 1nterpretation， "die Entfernung des in 

Wort und Bild gewahlten satirischen Gewandes". Dadurch werden 

der "Aussagekern und seine Einkleidung“getrennt ermittelt und 

gesondert uberpruft. "Denn die Masstabe fi.ir die Beurteilung der 
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(5) BVerfGE 43， 130 [136 ff.]. 
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Einkleidung sind anders und weniger streng als die fur die Bewer-

tung des Aussagekerns，weil der Einkleidung die Verfremdung we-

senseigen ist“. 

Dann stellt das BVerfG fest， das das Urteil des Oberlandes-

gerichts， das die Collage des Buches"Last mich bloβin Frieden“als 

Verunglimpfung der Bundesflagge wertet， ihren Aussagekern fehl-

deute. Das OLG meint， das sich der Angriff der Collage "gegen die 

Flaεge und die von ihr symbolisierte Staatlichkeit selbst“ richte. 

Aber nach der Meinung des BVerfG richtet er sich 唱egendas 

staatliche Zeremoniell der Vereidigung oder des Gelδbnisses von 

Soldaten“. Der Staat sei nur mittelbar angegriffen. Auch in bezug 

auf die Einkleidung musse das Oberlandesgerichtdie Abwagung in 

Rucksicht darauf nochmals uberdenken， das "dem Mittel der satiri-

schen Verfremdung ein groβerer Freiraum zukommt als ihrem 

eigentlichen lnhalt“. 

Das BVerfG stimmt der Auslegung des anderen Urteils des 

Oberlandesgerichts zu. Es erkenne den antimilitaristischen， auch 

die staatlichen Verfolgungsmaβnahmen angreifenden Aussagekern 

der Darstellung. Aber das Urteil bezeichne "das von ~ 90 a Abs.l 

StGB geschutzte Rechtsgut ausdrucklich als der Kunstfreiheit uber-

geordnetぺDamitkonne es keinen richtigen Ausgleich erreichen. 

Am gleichen Tag faste das BVerfG einen anderen Beschluβ 

uber eine satirische Nachdichtung der deutschen Bundeshymne.161 

Auch hier wertet es ohne weiteres das Werk als Kunst im Sinne von 

Art.5 Abs.3 Satz 1 GG. Es wirft dem Bayerischen Obersten Landes-

(6) BVerfGE 81， 298. 
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gericht vor， das es seiner Entscheidung an der bei der Interpreta-

tion der Satiren notwendigen Unterscheidung zwischen dem Aus-

sagekern des Liedes und der Einkleidung fehle. Es ist nach der 

Meinung des BVerfG die Absicht des Kunstlers， ，ぷTiderspruche

zwischen Anspruch und Wirklichkeit aufzuzeigen“und anzu-

prangern. "Diesen denkbaren Aussagekern der Satire... vernach-

lassigt das Landgericht vollstandig. Es kommt daher auch zwangs-

laufig zu der Beurteilung， das Lied wolle die Hymne der Bundesre-

publik Deutschland und diesen Staat selbst verunglimpfen， ohne zu 

erwagen， ob durch clie drastische Darstellung cler Lebenswirk-

lichkeit nicht im Gegenteil den durch Hymne und Verfassungsord-

nung vertretenen Iclealen hohere Geltung verschafft werden sollte“. 

Obwohl clas BVerfG ganz einfach behauptet， clas auch cler straf 

-rechtliche Schutz cler Hymne in der Verfassung begrundet sei， 

scheitert jedenfalls die auf der falschen Auslegung cles Kunstwerks 

beruhencle Abwagungパ。rVerfassungsrechtsguter.むbercliessagt es 

"hinsichtlich der Frage，welches Lied die ，Hymne der Bundesrepu‘ 

blik Deutschlancl‘ist"， claβcler Bestimmtheitsgrunclsatz des Art.103 

Abs.2 GG insoweit erfuIIt sei， "als es um die clritte Strophe cles 

Deutschlandliedes“gehe. 

II. Theoretische Untersuchungen 

Es scheint mir， daβclie Hauptpunkte cler Beschlusse die folgen-

clen clrei sind. l.Alle Gegenstande cler Anklage sincl cler Kunst im 

Sinne des Art.5 Abs.3 Satz 1 GG zugeordnet， und die Beschrankung 

der Kommunikationsfreiheit muβder intensiveren Kontrolle durch 

clas BVerfG unterworfen sein. Es mus uberprufen， ob clie Ausle-
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gungen der Kunstwerke durch die Fachgerichte "werkgerecht“sind. 

2. Die Kunstfreiheit kann durch jedes Verfassungsrechtsgut beschrankt 

werden， und der strafrechtliche Schutz der Staatssymbole ist in der 

Verfassung begrundet， auch wenn er im Grundgesetz nicht aus目

drucklich festgeschrid】enist. 3.Bei der Interpretation der Karikatur 

muβder Aussagekern von der Einkleidung getrennt werden， und di.e 

beiden mussen gesondert mit dem Interesse des Schutzes der Staats-

symbole abgewogen werden. Ich untersuche im folgenden die 

wissenschaftlichen Diskussionen uber jeden einzelnen Punkt. 

1 . Die hohe Prufungsintensit語tund "werkgerechte“Auslegung der 

Kunstwerke 

Einige Kommentare machen sich daruber Sorgen， daβdie 

groszugige Anerkennung der Kunst beim BVerfG zum Miβbrauch 

des Begriffs als Deckmantel fur Verunglimpfung dienen konnte.(7) 

Aber dieses Problem scheint den meisten Wissenschaftlern nicht so 

bedeutend. Der Unterschied zwischen der Kunst und der einfachen 

Meinungsauserung， trotz des Ausdrucks des Grundgesetzes， ist 

weniger sinnvoll geworden. Auf der einen Seite betont das BVerfG 

bei der Frage der nδtigen Prufungsintensitat die Gemeinsamkeit der 

beiden Freiheiten als "Kommunikationsfreiheit". Auf der andern 

Seite erkennt es ein nicht in den Artikeln des Grundgesetzes beste-
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(7) Mmψ-ed Kiesel， Die Liquidierung des Ehrenschutzes durch das 
BVerfG， in: NVwZ 1992， S.1129， 1136 f.; Herbert Trandle， Das 

Bundesverfassungsgericht w1d sein Umgang mit dem "einfachen 

Recht“， in: Festschrift fur Walter Odersky (1996)， S. 259， 279 f.. 
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hendes Rechtsgut als Grund der Beschrankung der Kunstfreiheit an 

(siehe 2.). (Aber meiner Meinung nach verliert das Problem dieser 

Zuordnung die Bedeutung nicht. Siehe 3.) 

Das BVerfG benutzt einen vormaligen Beschluβ(8) als Praze-

denzfall fur die Notwendigkeit seiner intensiveren Prufung der 

Beschrankung der Kommunikationsrechte. Aber diser Fall bezog 

sich nicht auf die Kunstfreiheit， sondern auf die Meinungsfreiheit， 

und dort wurde dem Urteil des Landesgerichts die absichtliche Fest-

stellung eines fur die Rede ungunstigen "versteckten“Inhalts vorge-

worfen. Das BVerfG sagte kritisch，das das LG "die verfassungs-

rechtliche Gewahrleistung der Meinungsfreiheit selbst aber ganzlich 

auβer acht“lasse.(9) Man kann verstehen， das ein solches Urteil auf 

die allgemeinen freien Reden in der Offentlichkeit negativ wirken 

kann. Die Tatsachen und Entscheidungen der Fachgerichte sind also 

ziemlich verschieden zwischen diesem und dem Bundesflagge--Fall. 

1m letzteren geht es um Kunstwerke， die eigentlich mannigfaltige 

Auslegungen erlauben. Es ist bedeutsam， das trotzdem das BVerfG 

die Notwendigkeit der Beseitigung der fallubergreifenden "ein-

schuchternden Wirkung“bis zum letzteren Fall verbreitet hat. 

Joachim Wurkner behauptet， daβim Bundesflagge-Beschl us der 

Erste Senat "wegweisende Festlegungen fur seine zukunftige Uber-

prufungspraxis im Bereich der Kommunikationsgrundrechte im all 

gememen“vorgenommen habe.IlW 
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(8) BVerfGE 43， 130. 

(9) BVerfGE 43，130 [139]. 

(10) Joachim Wurkner， Das Bundesverfassungsgericht und die Frei-

heit der Kunst (1994)， S. 63. V g1. BVerfGE 82， 43; BVerfG 83 
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Trotzdem scheint es mir， das die gerichtlichen Feststellungen 

eigentlich mit den Absichten von Schopfern ubereinstimmen 

mussen， wenn der Zweck der Interpretation der羽Terkedie Besei-

tigung der einschuchternden Wirkung ist. Denn nur dann konnen 

sich Kunstler ohne Sorgen darum betatigen， ob die ubertreibende 

oder verfremdende Kunst entgegen ihrer Absicht interpretiert wer-

den kδnnte. Andererseits ist trotzdem dieser Anspruch an die 

Gerichte ganz unrealistisch， weil dann die angeklagten Kunstler in 

den Prozessen nahezu immer den V orwand finden konnten， daβsie 

keinen rechtswidrigen Inhalt auszudrucken vorhatten. Aber was 

heiβt dann das "wer・kgerechte“Verstandnisder Kunstwerke? Gibt 

es nur eine objektiv richtige Auslegung jedes Werkes? N aturlich 

nicht. V orher， in einem Beschluβuber das Verhaltnis zwischen 

Kunstfreiheit und Ehrenschutz， hatte das BVerfG selbst "mehrere 

Interpretationsmδglichkeiten“ des Kunstwerks bereits anerkannt 

und warf ohne seine eigene Interpretation dem Landgericht vor， von 

ihnen sich "allein fur die strafrechtlich relevante zu entscheiden“(11) 

ln Wirklichkeit funktioniert seine Suche nach der werkgerechten 

Auslegung in den Bundesflagge und Bundeshymne-Beschlussen 

ebenso wie die Ansicht in diesem Beschlus. 

Manfred Kiesel kritisiert das BVerfG; "Die Auslegung und Beur戸

130. Der Richter des BVerfG Dieter Grimm hat die N otwendig-

keit hervorgehoben， die einschuchternde Wirkung zu beseitigen， 

Ul11 die Demokratie lebhaft zu halten. Dieter Grimm， Die Mei-

nungsfreiheit in der Rechtsprechu11g des Bundesverfassungs-

gerichts， in: NJW 1995， S. 1697， 1703 L 

(11) BVerfGE 67， 213 [229 f.].V gl. Bodo Pierth/ Bernhard Schlink， 

Grundrechte (12.Aufl.， 1996)， 1¥.11.677. 
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teilung des Inhalts einer Auβerung ist・..eine Tatsachenwurdigung， 

die nur dem Tatrichter zusteht“.ωDieser Hinweis wurde stimmen， 

wenn es sich ernsthaft darum bemuhte， die wahre Bedeutung der 

Kunstwerke zu erkennen. Zumindest muste es die Interpretation 

des Fachgerichts respektieren， wenn sie nicht vollstandig unzutref-

fend ware， denn die Struktur・desProzesses im BVerfG ist zur Fest-

stellung der Tatsachen eindeutig weniger geeignet als bei den Fach 

gerichten. Aber was es wirklich anstrebt， scheint keine solche 

richtige Antwort， sondern die objektive Moglichkeit der st叫んchtlich

irrelevanten Interpretation. Dadurch kann die Gefahr der ein-

schuchternden Wirkung auf ein unvermeidbares Minimum reduziert 

werden， und daher kann die Kunstfreiheit als Kommunikations-

grundrecht "einen besonders wirksamen“Schutz genieβen. Das 

heist， die notige Abwagung zwischen Kunstfreiheit und mit ihr 

kollidierenden Rechtsgutern findet hier in der Form der lntertreta-

tion der Werke fur die erstere gunstig statt. Es scheint mir aber， 

das die Wichtigkeit der Beseitigung der einschuchternden Wirkung 

fur die freie Offentlichkeit und die daraus folgende Notwendigkeit 

der Suche nach der strafrechtlich irrelevanten Auslegungs-

maglichl王eitnicht im Allgemeinen erkannt werden， was zur Kritik 

am BVerfG fuhrt. Wie die konkrete Interpretationsmethode der 

Karikatur funktioniert， erlautere ich unten (3.). 

2. Symbolschutz als Verfassungsgut 

Warum kann man behaupten， daβder Schutz der Staatssym-

白)Kiesel (Anm. 7)， S. 1132. 
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bole in der Verfassung begrundet ist， auch wenn es keinen aus-

drucklichen ArtikeI im Grundgesetz gibt? Christoth Gusy weist kri-

tisch hin; "Welche Werte ，verfassungsrechtlich geschutzt‘sind， be-

stimmt nicht mehr das GG， sondern das BVerfG“. Dann "wird die 

Aussage， wonach Art.5 Abs.3 GG nur von ，verfassungsrechtlich 

geschutzten Gutern' eingeschrankt werden darf， sinnlos“011 Aber 

wenn die Erklきrungdes BVerfG uberzeugend genug ist， dann kann 

es sich dem Vorwurf entziehen. Sie geht davon aus， daβdie 

Bundesrepublik auf die Identifikation ihrer Burger mit den 

Grundwerten angewiesen ist. Die Bundesflagge und Bundeshymne， 

die fur die freiheitliche demokratische Grundordnung stehen， dienen 

als wichtige Integrationsmittel. Also kann ihre Verunglimpfung die 

Autoritat des Staates beeintrachtigen. 

Um die Eigenart dieser Begrundung zu erkennen， soIlen wir auf 

die wissenschaftliche Diskussion um ~ 90 a Abs.1 Nr.2 StGB einen 

Blick werfen. Thomas Wurtenberger verteidigt die verfassungsrecht-

liche Begrundung seines Rechtsguts. Er behauptet; "Das Bedurfnis 

nach einem wirksamen strafrechtlichen Schutz dieser Rechtsgut-

sphare ergibt sich aus der Einsicht， das Angriffe auf das Ansehen 

von Staat und Verfassung in der Demokratie gleichbedeutend sind 

mit Angriffen auf deren Existenz“. ，，(D) er Schutz von Staatssym-

bolen dient mittelbar dem Schutz d白 Ansehensdes Staates“， denn 

sie" soll(en) jenes Wertgefuhl und Wertbewustsein hervorrufen und 

(13) Christoρh Guψ， Anmerkung， in: ]Z 1990， S. 640 L V gl. auch 

Wurkner (Anm. 10)， S. 105 ff.; Ulrich Karten/ Katrin Hofer， 
Die Kunstfreiheit des Art.5III1 GG in der Rechtsprechung seit 

1985， in: ]Z 1992， S. 951(Teil 1)， 1060(Teil 2)， 1065 L 
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starken， das als Staatsgefuhl der Burger zu bezeichnen ist“， das fur 

die freiheitliche Demokratie unentbehrlich ist. "Diese fundamentale 

Bedeutung der Staatssymbole fur die Existenz des Gemeinwesens 

und die Integration der Burger in die Staatsgemeinschaft ist bei der 

Bestimmung des von der Verfassung legitimierten Wertgehalts der 

durch S 90a Abs.1Nr.2 geschutzten Rechtsgutspharen zu beachten“川

Wurtenberger unterscheidet nicht zwischen dem Ansehen des 

Staates und der Verfassung als Rechtsgutern des Symbolschutzes. 

Vielmehr betont er "die ，Parallelitat' zwischen der Ehre des Ein・

zelnen und dem Ansehen des Staates“ als einer "Kollektivperson“(1部

Deshalb geht es bei ihm nicht um den Unterschied zwischen dem 

normativen Anspruch der Grundwerte und der Wirklichkeit des 

Staates. Alle beschimpfenden Angriffe gegen Staatssymbole sollten 

als Beschadigungen des Ansehens von Staat und Verfassung ver-

standen werden， die zur Zerstorung der Ordnung fuhren konnten. 

Aber dies scheint mir eine zu schwache Begrundun必 Vonder"Uber泊

schatzung der aktuellen Bedeutung staatlicher Symbole“(16) abgese-

hen， ist es ganz fragwurdig， ob "der Staat， der die Kunstfreiheit 

garantiert， wenn die Kunst sich gegen ihn wendet， ebenso 

(14) Thomas Wurtenberger， Kunst， Kunstfreiheit und Staatsverun-

glimpfung， in: JR 1979， S. 309， 311. V gl. auch ders.， Satire und 

Karikatur in der Rechtsprechung，in: N J羽T1983， S. 1144， 1146 f.. 

(15) Ebd.(JR 1979)， S.312 f..V gl. Josef Jsensee， Grundrecht auf Ehre， in : 
Festschrift fur Martin Kriele (1997)， S. 5.25 f.. 

(16) Bernd -Rud.ぽerSonnen， in: AK-StGB (Bd.3， 1986)， S 90 a 
Rn.67. 
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schutzbedurftig wie ein Dritter“ist.(17) Das der Staat von der Identifi-

kation der Burger lebt， bedeutet den wesentlichen Unterschied 

zwischen Staat und Individuum. Obwohl der Einzelne selbst der zu 

schutzende Wert ist， dient der Verfassungsstaat dem Wert des fried-

lichen und freiheitlichen Zusammenlebens und ist insofern gerecht-

fertigt. Die zwar notwendige Integration der Burger in die Staatsge-

meinschaft mus aber gleichzeitig der Funktion des Staates entspre司

chen， zu der die Erhaltung der freien Offentlichkeit gehort. Die 

Zwangsintegration mit der Hilfe der Bestrafung fordert mitnichten 

das Ansehen des freiheitlichen demokratischen Staates. 

Wurずenbergerwarnt davor， "zu vergessen， das der Staat von 

Weimar infolge dauernder Angriffe auf seinen Bestand， wie sie 

nicht zuletzt auch in der damaligen Symbolverachtung zum Aus-

druck kamen， dem U ntergang geweiht war“川 Aberweil es damals 

auch den Strafschutz der Staatsform und Staatssymbole gab， kann 

der Untergang vielmehr die Sinnlosigkeit dieser Artikel andeuten. 

Der Mangel der Integration hatte seinen Grund wahrscheinlich in 

den politisch-sozialen Konflikten. Auch heiβt es in der Literatur， in 

Wirklichkeit habe gerade die einseitige Anwendungspraxis soIcher 

Vorschriften dazu beigetragen， die Autoritat der Republik zu unter-

graben.¥l9¥ Uberdies richteten sich die meisten radikalen Angriffe in 
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(17) Klaus Volk， Der Strafschutz fur Staatssymbole und die Freiheit 

der Kunst， in: ]R 1984， S. 441， 443 f.. V gl. Otto Backes， 

Rechtsgefahrdungsdelike und Grundgesetz (1970)， S. 182 f.. 

(18) Wurtenbωger (Anm. 14， ]R 1979)， S. 313. 

(19) Gottfried Krutzki， )) Verunglimpfung des Staates und seiner Sym-

bole<< Eine Dokumentation zu S 90 a StGB， in: K] 1980， S. 294， 
301; Sonnen (Anm. 16)， S 90 a Rn.27. 
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Es der Weimarer Zeit gegen die Grundsatze der Verfassung selbst. 

ist nicht sicher， ob die heutige Verachtung der Symbole einen hier-

mit gemeinsamen Charakter hat.側

Klaus Volk schlagt daher eine verfassungskonforme Auslegung 

Er denkt， sein Rechtsgut sei die Abwehr von des Paragraphen vor. 

"Gefahrdungen des demo】(ratischenRechtsstaates"， die selbst legi・

Aber weil der Artikel "im ，V orfeld‘existentieller Bedro・tim sei. 

hung von Staat und Verfassung“angewandt werde， liege es nahe， 

"den Anforderungen des Verfassungsrechts dadurch nachzukom-

Seiner men， das man... den N achweis konkreter Gefahr verlangt“. 

Meinung nach sei der Nachweis gelungen， wenn ein Angriff "ge・

zielte Breitenwirkung“entfalte， oder wenn er dem ZieI diene， die 

Volk fugt hinzu， daβim to-Verfassungsgrundsatze zu beseitigen. 

leranten Staat der FaIl "im Zweifel... fur die Kunst zu entscheiden“ 

sei.ωAber die Frage drangt sich auf，ob es in Wirklichkeit denkbar 

ist， daβdie Kunstwerke die Existenz von Staat und Verfassung 

Ernst Got俳iedMahrenho/Z behauptet， in der konkret gefahrden. 

Bundesrepublik bestehe keine so1che Gefahr， also konnten "auch 

Karikaturen den durch das Grundgesetz verfaβten Staat nicht bee-
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intrachtigen“.ω 

Ernst Gottjried Mahrenho/z， Freiheit der Kunst， in: Handbuch 

des Verfassungsrechts (2.AufI.， 1994)， S. 1289， 1326 f.. 

Volk (Anm. 17)， S. 444 f.. 

Mahrenho/Z (Anm. 20)， S. 1319 f.，1327. Vgl. Sonnen (Anm. 16)， ~ 

90 a Rn.34， 71. Karl-Heinz Ladeur richtet seine Aufmerksam-

keit darauf， das die Urheber der "Kunstwerke“nur die 

Wirkung "auf eine(n) kleinen Kreis von Gruppenzugehorigen 

“anstreben. Insofern sind sie von den verunglimpfenden Mei-

。。

仰

(22) 
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Auch die Ansicht des B VerfG ist der verfassungskonformen 

Allslegung ZllZllordnen. Aber seine Aufmerksamkeit ist nicht auf 

die Eindringlichkeit der Gefahr gerichtet. Obwohl es Wurtenberger 

zitiert， liegt der Schwerpunkt seiner Logik darin， daβdie Bllndes-

flagge llnd Bundeshymne die Grundwerte der Verfassung llnd die 

davon gepragte Bundesrepublik versinnbildlichen und gerade d自由

halb schutzbedurftige Integrationsmittel sind. Daraus folgt， das die 

oberflachliche Verunglimpfung， die sich nicht gegen diesen sym司

bolisierten lnhalt richtet， kein Verfassungsrechtsgllt im S 90 a Abs.1 

Nr.2 StGB beruhrt. Der Charakter der Allslegung des BVerfG 

besteht also in der Beschrankung des Inhalts der geschutzten Sym-

bolisierten. 

Die Bundesflagge steht naturlich fur die verfassungsmasige 

Grllndordnung. Trotzdem kann sie je nach Umstanden noch andere 

Referenten haben. Eine solche Flexibilitat ist eine wichtige Eigen-

schaft des Sinns d弓主主主_1Ilbol~. Beisoielsweise kann man die Bundes-

flagge beim GelobniszeremonieIl der Bundeswehr als Symbol der 

Staatsgewalt oder des militarischen Elements des Staates verstehen. 

Die Collage， in der diese Bundesflagge in den Schmutz gezogen 

wird， verunglimpft sie gerade als Symbol der Staatsgewalt. Oder 

man kann die Bundeshymne einschatzen als SymboI der Richtigkeit 

nicht nur der ldeale der Bundesrepublik， sondern auch der deut-
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nungsauserungen auf den "in Presse， Rundfunk， Parteien， Par-

lament etc. institutionalisierten Foren der Offentlichkeit“we同

sentlich unterschieden. Karl-Heinz Ladeur， Meinungsfreiheit， 

Ehrenschutz und die Veranderung der Offentlichkeit in der 

Massendemokratie， AfP 1993， S. 531， 533 ff.. 
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schen Wirklichkeit. Dann schadet die N achdichtung dem Symbol in 

diesem Sinn， auch wenn sie， wie das BVerfG sagte， die Wider-

spruche zwischen Anspruch und Wirklichkeit ausdruckt. Aber das 

BVerfG schatzt den Schutz der nicht den Grundwerten der Ver-

fassung zugeordneten lnhalte der Symbole nicht als Verfassungsgut 

ein， das die Kunstfreiheit beschranken kann. Auf diese Weise ver-

meidet es， um die freie kritische Offentlichkeit， die Basis der Legiti-

mation der Bundesrepublik， zu erhalten， den Schlus， daβalle Arten 

verunglimpfender Angriffe gegen Symbole bestraft werden. Es legt 

namlich den ~ 90 a Abs.1 Nr.2 StGB verfassungskonform aus， bevor 

es zur Abwagung der Rechtsguter im Einzelfall kommt. Eine solche 

Auslegung durfte erlauben， die Symbole als Mittel der Kritik gegen 

die alltagliche Politik zu benutzen. 

Nicht zutreffend ist also Horst Sendlers Kritik an den Ent-

scheidungen， daβ 田 ihnenan der Verallgemeinerungsfahigkeit 

fehle.帥Nach der Erklarung des BVerfG kann man die schutzbedurf-

tige Bedeutung der Symbole von anderen unterscheiden. Der "An-

spruch“， der Satiren machen darf， ist nicht beliebig zu bestimmen. 

Die Auslanderfeindlichkeit gehδrt eindeutig nicht dazu. 

Aber das ist nicht das Ende des Problems. Es bleibt die Frage 

offen， ob der Strafschutz der Staatssymbole， auch wenn der An-

wendungsbereich so beschrankt ist， verfassungsrechtlich legitim ist. 

Obwohl es leicht zu verstehen ist， daβdie Existenz von Staat und 

Verfassung zu den obersten Werten gehort， setzt das BVerfG keine 四七
六

(23) Horsf Sendler， Kann man Liberalitat ubertreiben?， in: ZRP 

1994， S. 343， 350. V gl. Trondle (Anm. 7)， S. 280-82. 
III 
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Gefahr ihres Bestands voraus， um 9 90 a anzuwenden_ Wenn ein An-

griff gegen Symbole auf die Grundordnung selbt abzielt， kann die 

Kunstfreiheit ihn nicht retten. Das BVerfG sagt nicht， das unter 

Umstanden der Anspruch der Kunstfreiheit dem Schutzbedarf der 

Staatssymbole als Reprasentation der Grundwerte der Bundesrepu・

blik uberlegen sein kann. 

1m Gegensatz dazu gibt es Meinungen， die die Verfassungswid-

rigkeit oder zumindestens die rechtspolitische Unangemessenheit 

d田 990a Abs.1 StGB erlautern. Nach Bernd -Rudiger Sonnens 

Meinung solle die Bundesrepublik "als organisierte Entscheidungs-

und Wirkungseinheit verstanden“und je nach ihren Leistungen ra-

tional legitimiert werden. "Geht man von diesem modernen 

Staatsverstandnis aus"， "ist (白)umgekehrt sogar eher Ausdruck de-

mokratischen Selbstbewustseins"， die Beschimpfung des Staates 

und der Staatssymbole hinzunehmen.IW Auch Rainer Lippold erklart， 

weil in der Bundesrepublik， im Gegensatz zum "NS- und SED-

Regime“， die Verbundenheit der Burger mit ihrem Staat von einer 

aufgeklarten Art sei， erwiesen Staatsgesinnung und Ver-

fassungstreue sich nicht im Verhalten gegenuber Staatssymbolen.ω 

Das BVerfG geht auf diese Kritik nicht ein. Es durfte denken， 

das bestimmte fur die freiheitliche Demokratie notwendige Werte 

und ihre Symbole von kritischer Diskussion befreit werden sollten. 

Vielleicht liegt dies daran， daβdie emotionale Verbindung zwischen 
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(24) Sonnen (Anm. 16)， ~ 90 a Rn.26. V gl. Krutzki (Anm_ 19)， S. 299 L 

(25) Rainer Lippold， Die Staatssymbole-ihre rechtliche Begrundung 

und ihr strafrechtlicher Schutz， in: KritV 1992， S. 38， 49 f.. 
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den Grundsatzen des Staates und den Burgern notwendig erscheint. 

Aber，，(w)er in der Kritik mehr die Chance erblickt，… die Demokra-

tie vor Erstarrung zu bewahren， wird wahrscheinlich anders urteilen 

als derjenige， der in der Kritik eher die Gefahr…der Aufkundigung 

der fur die staatliche Existenz unerlaβlichen Loyalitat der Burger 

sieht叫 Wieich unten erwahne， ist dieser Punkt das Hauptthema 

der amerikanischen Debatten uber" flag burning“. 

3. Trennung von Aussagekern und Einkleidung 

In bezug auf die Methode der Auslegung der Kunstwerke， die 

fur die Abwagung der fallbezogenen Rechtsguter in der Beschlusse 

des BVerfG ausschlaggebend ist， besteht der Verdacht， daβes ein 

angemessenerer Weg des Verstandnisses fur Kunst ist， "Karikatur 

und Satire immer in ihrer Gesamtheit zu wurdigen“.聞 Esscheint 

mir， daβes schwer ist， diesen V orschlag selbst anzufechten. Wir 

betrachten allgemein die Kunstwerke nicht analytisch， sondern als 

Ganzes synthetisch und eher intuitiv. 

(おi) Wo捻angHeinz， Kunst und Strafrecht-Aktuelle Fragen poli-

tischer Kunst， in: Hans-Otto M批lleisen(HrsgよGrenzenpoli-
tischer Kunst (1982)， S. 44， 59. 

(却 ErichStej_たn，Politische Karikatur und politische Satire im 

Spannungsfeld von Kunstfreiheitsgarantie und Persδn・

lichkeitsschutz， in: Festschrift fur Helmut Simon (1987)， S. 359， 

372 f.. V gl. Friedrich Kubler， Meinungsauserung durch Kunst， 
in: Festschrift fur Ernst Gottfried Mahrenholz (1994)， S. 303， 

309 f.. Kiesel kritisiert die Unterscheidung zwischen Aussage. 

kern und Einkleidung als "lebensfern". Kiesel (Anm. 7)， S. 1136. 
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Deshalb mussen wir fragen， warum sich das BVerfG trotzdem 

fur seine Methode entschied. Aus den Beschlussen， in denen das 

BVerfG die Wurdigung der Satiren durch die Fachgerichte zuruck-

wies， kδnnen wir erfahren， daβihre wichtige Funktion darin 

besteht， den hinter der Einkleidung versteckten und auf den ersten 

Blick nicht ablesbaren Aussagekern zu suchen. N ach der zutreffen-

den Meinung von Mahrenholz beuge diese Auslegung der Kunst "der 

strafrechtlichen Beurteilung des， Wortsinns' .__ einer Satire“vor. 

Der Richter musse "den Kontext der Zeichnung“in Betracht ziehen 

und den Sachverhalt， den der Kunstler verdeutlichen wolle und die 

kunstliche Aussage begrenze， erkennen側 Alsoermδglicht die Tren-

nung von Aussagekern und Einkleidung die Wurdigung des 1nhalts， 

ohne die auserliche Verfremdung in Betracht zu ziehen. Dies dient 

der moglichen Feststellung des strafrechtlich irrelevanten 1nhalts 

und dadurch der Erweiterung des Schutzes der Kunstwerke. Und 

dort spielt die Beschrankung des kollidierenden Verfassungsguts(2.) 

auf folgende Weise zusammen. 

1m Bundesflagge-Beschlus ist der Aussagekern der Karikatur 

"werkgerecht“gegen die Feststellung des Oberlandesgerichtes als 

"vorrangig antimili taristisch“interpretiert. Ein solcher Angriff 

widerspricht keinem oben erklarten Schutzbedarf der Staatssym-

bole. Auch im Bundeshymne-Beschluβist der Aussagekern der 

Nachdichtung， en凶1託tfたerntvon dem obe町rf臼lachl吐lich児悶e臼n i羽九Tor吋tsinr凡1，als s 

E S&制紬ch蜘叫 d町 Wid吋凶削d…N吋山巾iお耐s配C凶伽her山附帥 u凶I
in Deutschland in此1吐te町rpr陀et討ie臼rt仁. Abe町rn凶1討iemandkann bestatigen， daβ 

114 

(28) Mahrenholz (Anm. 20)， S.1315 f.. 
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die Tatbestandswurdigung des BVerfG richtig， und die des Fachぉ

gerichts falsch ist. 1n Wirklichkeit meint das BVerfG， das es eine 

nicht gegen die verfassungskonform ausgelegte Strafvorschrift ver・

stosende 1nterpretation des Kunstwerks gebe， und das insofern das 

Werk geschutzt werden musse.側

円台dhelmHufen vermutet， daβdas BVerばfG"den let臼ztlich1 

wohl吐1m廷羽eineぽ叩nden‘ Kunstler im Auge hat， der in lediglich ungehariger 

Form dem Staat und der Verfassung nutzen wil1“以 Obdas so ist， 

last sich aber nicht mit Sicherheit beschlieβen. Sicher ist， das mit 

seiner 1nterpretationsmethode die wohlmeinende Interpretation 

mδglich wird. Und wenn es eine solche Mδglichkeit gibt， sollen die 

Gerichte um des weiten Spielraums der Kunst wilIen die strafrecht回

lich irrelevante Alternative betrachten. 

Die Trennung von Aussagekern und Einkleidung wirkt auch auf 

die Beurteilung der letzteren. Das BVerfG weist darauf hin， das die 

Einkleidung weiter geschutzt werden musse， weiI der Einkleidung 

die Verfremdung wesenseigen sei. Diese Erklarung scheint auf den 

ersten Blick uberzeugend， ist aber nicht ohne Probleme. Das 

BVerfG erklarte einmal in einem Beschluβin dem es die Ver-

fassungskonformitat des 9 90 a Abs.1 StGB bezuglich Art.5 Abs.1，2 

GG anerkannte; wenn die Meinungsauserung "nur wegen ihrer 

Form mit der Strafvorschrift kollidier(e)“， funktioniere die Mei-

nungsfreiheit als Schranke gegen die Anwendung des Strafgesetzes 

schwacher als in anderen Fallen， weil "die besondere Bedeutung 
四
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(29) V gl. Quiηt (Anm. 1)， S. 636. 

臼0) Fri，たedhelmH句吋/たen，Ube臼r討ch加t，JuS 1991， S. 687， 690. 
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dieses Grundrechts fur clen freiheitlichen clemokratischen Staat vor 

allem in clem Schutz， den es der Substanz von Gedankenauβerungen 

gewahr(e)“， liege. "Strafvorschriften... fuhren deshalb solange nicht 

zu unzulassigen Beschrankung der freien Rede， als der geclankliche 

Gehalt durch clen Gebrauch einer anderen， nicht krankenden Aus田

drucksform verbreitet werden kann“.l:lJl Dies zeigt， clas es moglich 

ist， eine zu den Beschlussen in Sachen Bunclessymbole ganz um 

gekehrte Logik zu entfalten. Diese Logik scheint mir als allge-

meine Theorie cler Kommunikationsrechte ziemlich uberzeugend. 

Uberdies entsteht das Unbehagen uber die Karil王aturmeistens ge-

rade aus der verachtenden Form ocler Einkleidung. 

Der Grund fur seine neuere Stellungnahme liegt dann wahr・

scheinlich， wie Lothαr Zechlin sagt， darin， daβman die Uber-

treibung und Verzerrung selbst nicht als Beeintrachtigung der Ver-

fassungsguter einschatzen darf， wenn man im Wesen der Satire 

jedenfalls "etwas sachspezifisch Geschutztes“anerkennt.'扮 Dasbe-

deutet vielleicht， das gerade hier der spezifische Sinn cles Schutzes 

c1er Kunstfreiheit im Art.5 Abs.3 Satz 1 GG herauszufinden ist. In-

sofern ein Kommunikationsmittel als Kunst im Sinn des Grundge-

setzes gewertet wird， kann die Form des Ausdruckes speziell 

geschutzt werden. 

Zusammenfassend laβt sich sagen， das c1ie fallbezogene Ab-

wagung des BVerfG in c1er Form seiner eigenen Auslegung der 
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(31) BVerfGE 47， 198 [233]. 

(32) Lothar Zechlin， Kunstfreiheit， Strafrecht und Satire， NJW 1984， 

S. 1091， 1093. V gl. Heinz (Anm. 26)， S. 61-63. 
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Kunstwerke stattfindet. Wenn es die Maglichkeit der mit keinen 

anderen Verfassungsgutern kollidierenden Interpretation gibt， mus 

der Anspruch der Kunstfreiheit uberlegen sein. Die Trennung von 

Aussagekern und Einkleidung dient der Entdeckung eines solchen 

strafrechtlich irrelevanten Verstandnisses der Satiren. Insofern 

durfte das BVerfG eher die Kunstfreiheit respektieren 

Ein Problem dieser Abwagungsmethode liegt im Mangel der 

Vorausberechnungsfahigkeit der Auslegung der Kunstwerke. Der 

Aussagekern solle erst nach Entkleidung des satirischen Gewandes 

festgestellt werden. Aber diese "Entkleidung“ist eine Metapher， 

und in Wirklichl王eitkann der Aussagekern nur durch die Einsicht 

des Interpretierenden in den "versteckten“Inhalt erkannt werden. 

Auf die Frage， was versteckt ist， kann es unterschiedlichste Ant-

worten geben. Das BVerfG verkundete im beruhmten Straus/ 

Hachfeld-Beschlus， das der Aussagekern der Karikatur， in der 

Franz Josef Straus als sich sexuell betatigendes Schwein dargestellt 

ist， ein offenkundiger Angriff auf die personale Wurde des Karikier-

ten sei.IJ3J Trotzdem ist in der Literatur eine andere Interpretation 

behauptet worden， die nicht gegen seine Ehre verstoβt_~~ Es ist noch 

schwerer， mit Sicherheit vorherzusagen， ob bei Gerichten irgendein 

strafrechtlich irrelevanter Aussagekern von Satiren mit Symbolen， 

die eigentlich emotional appellieren， abgelesen wird. 

Die Auslegungsmethode des BVerfG durfte meistens um der 

四
七

O
(山

(33) BVerfGE 75， 369 [379 f.]. 

(34) Mahrenholz (Anm. 20)， S. 1314f.;Gωrgios Gounal，ピlkis，Fr匂raume

und Grenzen politischer Karikatur und Satire， in: NJW 1995，S. 

809， 813. 
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Kunst willen funktionieren， indem sie die Verfremdung als blose 

"Einkleidun~ど‘ einschätzt. Aber andererseits bleiben noch der Er-

messensraum der Tatbestandswurdigung der Gerichte und deshalb 

etwas einschuchternde Wirkung auf die Kunstfreiheit. 

1n diesem Kapitel habe ich die verfassungskonforme Auslegung 

des BVerfG erklart und insbesondere in 2_ und 3. auf einige Pro-

bleme darin hingewiesen. Jetzt wenden wir unseren Blick auf die 

USA， l1m Zl1 sehen， wie dort dieselben Probleme bearbeitet werden. 

III. Die Entscheidung des amerikanischen Supreme Court uber 

"flag burning“ 

1n der Entscheidung Texas v_ Johnson geht es um die Ver-

fassungsmasigkeit des Gesetzes， das die Entweihung der Natio・

nalflagge der U.S.A_ bestraft.ωDem Urteil des Supreme COl1rt folgte 

eine heftige Reaktion in der Offentlichkeit l1nd im Kongres_ Das ist 

auch wissenschaftlich sehr interessant， weil dort die Meinung des 

Gerichts unc1 die abweichenden Meinungen einander gegenuberste-

hen und c1arin das wesentliche Problem uber c1ie (Grenze der) Mei岨
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(35) Texas v_ Johnson， 491 U.S. 397 (1989). Ein Jahr nach der Ent-

scheidung erkl立rteder Supreme Court das Bundesstrafgesetz 

gegen c1ie Entweihung der N ationalflagge， das danach mit der 

Uberwiegenden Mehrheit des Kongresses erlassen wurc1e， noch-

mal fur verfassungswidrig. Dagegen schrieb Stevens eine 

abweichende Meinung. Obwohl der Kongres sich darum be-

muhte， der Tragweite des Johnson -Fa!les auszuweichen， 

konnten die Richter des Supreme Court einen substantiellen Un-

terschied zwischen den beiden Gesetzen nicht erkennen. U.S. v. 

Eichman， 496 U.S. 310(1990). 
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nungsfreiheit auftritt. (In der amerikanische Verfassung gibt es 

keinen Artikel fUr den besonderen Schutz der Kunst.) 

Wahrend der Republican National Convention im Jahr 1984， auf 

der Ronald Reagan wieder zum Prasidentschaftskandidaten ernannt 

wurde， demonstrierten Johnson und andere Leute gegen Reagans 

PoIitik. Johnson war im Besitz einer amerikanischen Flagge， die 

von einem anderen Demonstranten gestohlen worden war， und er 

verbrannte diese vor der Dallas City Hall， also in der Offentlichkeit. 

Wahrend sie brannte， sangen die Demonstranten， "America， the red， 

white and blue， we spit on you.“Niemand wurde korperlich ver-

letzt， aber manche Augenzellgen sagten allS， daβihr GefUhl durch 

die Flaggenverbrennung sehr tief ver1etzt worden sei. N achdem die 

Demonstranten auseinandergangen waren， sammelte ein Zuschauer 

die Asche der Flagge und begrub sie im seinem Garten. (Diese Epi-

sode sieht aus， als ob sie keine Beziehung zum Fall hatte. Aber im 

letzten Teil der Opinion of the Court spielt sie eine eindrucksvolle 

Rolle.) 

V on den Demonstranten wurde J ohnson allein angeklagt， wegen 

der Entweihung des verehrungswUrdigen Objekts， die das Strafge-

setz von Texas Ubertrat. Zuerst wurde er fUr schuldig erklart， aber 

der Texas Court of Criminal Appeals erklarte， das die Bestrafung 

von Johnson verfassungswidrig sei. Der Bundesstaat Texas legte 

beim Supreme Court of the United States Berufung ein. 

Auch die von Justice Brennan geschriebene Meinung des Su-

preme Court hielt die Bestrafung fiir verfassungswidrig. 

Zuerst untersucht sie， (l)ob Johnsons Verbrennung der Flagge 

eine expressive Handlung darstellt. F、allsman die Frage bejaht， ge姐
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niest Johnson Grundrechtsschutz uber den ersten Zusatzartikel der 

Verfassung， aber wenn die Frage nicht bejaht wird， dann hat die 

Redefreiheit mit diesel11 Fa!I nichts zu tun. Wenn bejaht， dann ent-

scheidet der Court， (2)ob sich die Regelung des Bundesstaates auf 

die Unterdruckung der freien Meinungsauserung bezieht. Wenn sie 

sich darauf nicht bezieht， dann wird das Gesetz mit einem weniger 

strikten Standard kontrolIiert， d.h. dieVerfassungsl11asigkeit wird 

leichter anerkannt. Wenn sie sich darauf bezieht， dann mus eIn an-

spruchsvolIerer Standard angewandt werden. (3)Aber es gibt eine 

andere MoglIchkeit， d.h. die Tatsache des Falls hat in Wirklichkeit 

nichts l11it del11 angeblichen Interesse des Staates zu tun. 

(1) 1n bezug auf das kommunikative Element der Tat Johnsons 

m出seman danach fragen， ob eine Absicht， einen bestimmten lnhalt 

mitzuteilen， prasent sei， und ob eswahrscheinlich sei， das die 

Zuschauer den lnhalt verstehen konnten. V orher hatte der Supreme 

Court die kOl11l11unikative N atur der Handlung mit der Flagge ohne 

weiteres festgestellt (z.B. im beruhmten Beschlus uber die FreIheIt 

der Verweigerung der Ehrenbezeignung nach der N ationalflagge in 

der Schule (West Virginia Boardof Education v. Barnette)曲。).Sym・

bolismus sei ein primitiver aber effektiver Weg der KOl11munikation 

einer Idee. Texas selbst erkennt an， daβJ ohnsons Handlungexpres-

siv war. Die politische Natur seiner Tat sei absichtlich und klar. 

。annmus der Court die 1nteressen des Staates uberprufen. Er-
stens die V orbeugung gegen die Stδrung des Friedens. Zweitens die 四
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Erhaltung der Flagge als Symbol der Nation und der nationalen 

Einheit. 

Zum ersten Aspekt. Es habe weder eine wirkliche Storung des 

Friedens noch die Gefahr dazu gegeben. Zwar hat die Verbrennung 

der Flagge die Gefuhle einiger Zuschauer tief verletzt. Aber die 

grundsatzliche Funktion der Redefreiheit sei die Verursachung der 

Debatte. Wenn eine Rede die Zuschauer argere und daher eine De-

batte stattfinde， werde der Zweck der Freiheit erfullt. 1n diesem 

Fall， der keine Gefahr der "imminent lawless action“enthalte， 

komme das Interesse der V orbeugung gegen die Stδrung des Frie-

dens nicht in Frage.( =(3)) 

Das zweite Interesse beziehe sich auf das expressive Element 

der Tat， weil es nur in Frage komme， wenn die Behandlung der 

Flagge irgendeinen unangenehmen expressiven Inhalt k0111mu-

niziere. Rechtfertigt das Interesse an der Erhaltung der Flagge als 

Symbol der Nation und der nationalen Einheit dann das Verbot der 

Flaggenverbrennung ? (=(2)) Beim Uberlegen musse man auβerdem 

darauf achtgeben， daβdiese Regulation als "content based restric血

tion“gewertet werden solle， weil der Verstoβgegen das Strafrecht 

auf dem k0111111unikativen Einfluβder Tat beruhe und der Einfluβ 

auf Zuschauer sich direkt auf den Inhalt des expressiven Elements 

beziehe. Also musse man die Verfassungsmaβigkeit des Gesetzes 

mit dem striktesten Standard uberprufen 

Texas behauptet den besonderen Rang der Nationalflagge; "a 

symbol of nationhood and national unity“. Aber es sei ein grund-

satzliches Prinzip des First Amendment， das die Regierung keine 

Darstellung einer Idee nur deshalb verbieten durfe， weil die Ge-
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sellschaft sie beleidigend oder unpopular finde_ Niemand kδnne be-

fehlen， was die Orthodoxie in der Politik sein solle. Die Flagge 

konne keine Ausnahme bilden. Dieses Prinzip gelte unabhangig von 

der Methode der Kommunikation. Es sei dem Staat nicht erlaubt， 

einerseits die Verbrennung der Flagge zu verbieten， wenn sie den 

Wert der Flagge als Symbol der nationalen Einheit gefahrde， aber 

anderseits sie zuzulassen， wenn sie ihn befordere. Die Regierung 

durfe keine bestimmte Interpretation des Symbols oder keinen Re-

ferenten des Symbols feststellen. Auch wenn ein Begriff heilig 

aussehe， solle er "in the marketplace of ideas“getestet werden. 

Der Staat konne den Wert der Flagge als Symbol der natio-

nalen Einheit mit Empfehlungen zu erhalten versuchen. Aber er 

durfe ihn nicht mit der Strafe garantieren. 

Man kδnne sagen， das die spezielle Stelle der nationalen 

Flagge in der amerikanischen Gemeinschaft von diesem Urteil ge-

steigert， nicht geschwacht werde， weil es wieder die Prinzipien der 

Freiheit， die die Flagge reflektiere， feststelle. Die Methode der Er-

haltung der Flagge als Symbol solle keine Strafe， sondern Be-

muhung， andere Leute zu uberzeugen (z.B. wie ein Augenzeuge die 

Asche der Flagge achtungsvoll begrub)， sein. 

Chief Justice Rehnquists dissenting opinion fangt ungewδhnlich 

an. Er betont die spezielle Stellung der nationalen Flagge mit vielen 

historischen Episoden. Es scheint mir interessant， daβsich alle Epi-

soden auf Kriege beziehen (der Unabhangigkeitskrieg， The War of 

1812， der Burgerkrieg， die zwei Weltkriege， the KoreanWar und der 

Vietnam Krieg). Rehηquist zieht daraus den Schluβ， daβkein an-

deres Symbol so allgemein respektiert worden sei wie die Flagge. 
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Sie stelle keine bestimmte politische Philosophie dar. Dann foIgt der 

Kernsatz seiner Meinung. "The flag is not simply another ，idea‘or 

，point of view‘competing for recognition in the marketplace of 

ideas.“Fast alle Amerikaner respektierten sie mit einer fast my-

stischen Achtung unabhangig von ihren poIitischen Meinungen. Der 

Staat konne dieses nationale GefuhI vor beleidigenden Handlungen 

schutzen. 

Uberdies bilde die Verbrennung der Flagge keinen essentiellen 

TeiI der Darstellung der Idee. Johnson konnte mit einer anderen 

Methode seine Meinung darstellen. Flag burning kommuniziere 

keine bestimmte Meinung， sondern argere nm andere Leute. 

Johnson sei angeklagt worden nicht we.公enseiner Idee， sondern 

wegen einer bestimmten Benutzung des besonderen Symbols_ Die 

demokratische Gesellschaft sei berechtigt， die der Mehrheit des 

V oIks sehr unangenehm erscheinende Handlung zu verbieten. 

Justice Stevens' dissenting opinion ist kurz， aber ebenfalls inte-

ressant. Er behauptet， daβdie Flagge nicht nur die nationale Ein田

heit， sondern auch bestimmte Ideen， namlich Freiheit， Gleichheit， 

Toleranz， symbolisiere. Aber er stimmt Brennans Meinung nicht 

zu， daβdas Urteil den Wert der Flagge vielmehr steigere. Er 

denkt， das die Entweihung der Flagge den Wert schwache und das 

das staatliche Interesse an der Erhaltung des Wertes der Flagge 

deshalb Iegitim sei. Wenn Freiheit und Gleichheit wertvoll seien， 

solle auch die Flagge， die sie symbolisiere， vor Entweihung 

geschutzt werden. 
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Die Meinungs-und Kunstfreiheit und der Strafschutz der Staatssymbole (mori) 

N. Analyse der amerikanischen Entscheidung und Vergleich der 

beiden Gerichte 

1. Symbol als primitives Mittel der Meinung訟userung

Obwohl diese Entscheidung heftigen Widerspruch in der Offent・-

lichkeit und im Kongres hervorgerufen hat， schatzen die meisten 

wissenschaftlichen Kommentarc sie eher als "easy case“ein. "The 

majority opinion is a relatively straightforward application of tradi-

tional first amendment jurisprudence“1:11) "Iohnson itself was prem-

ised upon sound principles of constitutional theory“.'Jg， Unc1 die Ein-

fachheit entsteht c1araus， das die Entscheidung die Behauptung von 

der Besonc1erheit c1er Nationalflagge von seiten c1er I¥egierung ig也

l1oriert. Der Supreme Court wendet den allgemeinen Grundsatz der 

lVIeinungsfreiheit， d.h. c1as Verbot der auf dem Inhalt beruhenden 

Beschrankung， umstanc1slos auf den Fall der Flag区enverbrennung

問
ム
ハ

(37) The Supreme Court -Leadin又Cases，103 Harv_ L. Rev. 249， 253 

(1989). 

(;J8) Geoffre_1' R.. Stonc， Flag Burnin広 andthe Constitutiol1， 75 Iowa 

L. Rev. 111， .1'211 (1989). Auch lVIurray Dry behauptet， das Texas 

v‘]ohnson an c1ie Entwicklung der Prazedenzfalle fest ange-

kni.ipft sei. V gl. MunJ' Dη， Flag Burning and the Constitution， 

1990 Sup. Ct. Rev. 69. Vgl. auch Afuzu R.eed Amar， The Case of 

the lVIissi口氏 Amendments， 106 Harv. L. Rev. 124， 125 (1992); 

Sheldon H. Na!lInod， The Sacred Flag and the First Amend-

ment， 66 111c1iana L. .T. 511， 522 524 (1991); Ql仰4幻11η1t(Anm.l)， S.β6日16

f.円‘ DieAl口1wenc【c1ungdes Gec1alη1ke臼J1おse臼ines"free r口marketplaceof 

icleasゲ‘“‘ aufdic Entれ1

.Jalnηrモ百e臼nprobi吋ier社.t.v 広凶1.Iohn Hart Ely， Flag Desecration (1975)， 
jetzt in: deTs.， 011 Constitutional Ground (1996)， S. 173， 181 ff.. 
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an. Frank Michelman stellt den Schwerpunkt des Urteils auf fol剛

gende Weise dar; "in Johnson， the Supreme Court de凶edthat Gov-

ernment can have a constitutionally legitimate interest in trying to 

ensure， through punitive restrictions on the expressive use of any 

symbol，出atthe symbol be used only to convey the governmentally 

preferred view of its ，referentsぺ倒 Diesbedeutet， daβder Supreme 

Court， im Gegensatz zum deutschen BVerfG， das Recht des Staates， 

sich zu seiner Selbstdarstellung solcher Symbole zu bedienen， nicht 

anerkennt， mindestens als Begrundung des Verbots der Meinungs-

auserung. Deshalb braucht er keine kollidierenden Interessen fallbe-

zogen abzuwagen.側

(39) Frank Michelman， Saving Old Glory: On Constitutional Iconog-
raphy， 42 Stan. L. Rev. 1337， 1347 (1990). 
(40) Wenn das vom Bundesstaat Texas behauptete erste Interesse 
realistisch ware， also wenn die Gefahr der Stδrung des Friedens 
unmittelbar und gegenwartig ware， dann sollte die Abwagung 
stattfinden. Dieses Interesse selbst ist nicht ungultig. Aber das 
andere und wesentlichere Interesse， die Erhaltung der Flagge 
als Symbol der N ation und der nationalen Einheit， ist im 
Zusammenhang mit der Beschrankung der Redefreiheit prin-
zipiell ungultig. 
ln bezug auf den Anspruch der "imminent lawless action“ist es 
bemerkenswert， daβder Supreme Court Johnsons Flaggenver-
brennung nicht als "fighting words“wertet， deren Inhalt persδn-
liche starke Beleidigungen fur bestimmte Adr出satensind und 
deshalb nicht verfassungsrechtlich geschutzt werden. Es ist irra-
tional， wenn solche Reden deshalb zuzulassen sind， weil die 
angegriffenen Adressaten zu schwach sind， um mit den Spre-
chern zu streiten. Aber Johnson appellierte nicht an bestimmte 
Gegner. Dann darf seine Meinungsauserung nicht deshalb ver-
boten werden， weil sie normalen Leuten beleidigend scheint. Es 
bedarf einer groseren Gefahr fur den Frieden. In der Offent・
Iichkeit hat grundsatzlich die Kommunikationsfreiheit Vorrang. 
V gl. Stone (Anm. 38)， S. 115. 
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Die Meinungs-und Kunstfreiheit und der Strafschutz der Staatssymbole (mori) 

Aber the opinion of the Court leugnet die spezielle Bedeutung der 

N ationalflagge fur die amerikanische Gemeinschaft nicht. Er be-

nutzt sie， um Johnsons Flaggenverbrennung den Rang einer ver-

fassungsrechtlich geschutzten Meinungsauβerung zu verleihen. 

Rehnquist behauptet， das die Entweihung der Flagge leichter verbo-

ten werden kann， weil， wie das BVerfG einmal in bezug auf die 

Meinungsfreiheit des Art.5 Abs.1 meinte， sie keiηen essentiellen Teil 

der Kommunikation bildet. Brennan misbilligt nicht deshalb 

Rehnquists Meinung， weil die Form gleich wie oder starker als der 

Inhalt geschutzt werden mus. Er stellt vielmehr fest， das der sym-

bolische Ausdruck mit der Flagge selbst， die voll von expressivem 

Inhalt ist， ein effektiver Weg der Kommunikation ist. 

Dies bedeutet， das der Supreme Court die Verbrennung der 

Flagge nicht， wie das BVerfG， analytisch beobachtet. Er erkennt 

ihre Eigenschaft vielmehr im "primitiven“Symbolismus， der emo旬

tionale Real王tionenhervorruft.(41) Obwohl das BVerfG kein beson-

deres symbolisches Element in Zusammenhang mit der Wurdigung 

der Verunglimpfungstaten beachtet， deutet die Entscheidung des Su-

preme Court an， das die Satire mit der Flagge oder Hymne， die al1-

gemein als Symbol von Staat und Verfassung eingeschatzt ist， ge司

rade deshalb vol1 von expressivem Inhalt und schutzbedurftig sein 

durfte. In Wirklichkeit benutzt die Meinung des Court in einer 

Fuβnote RehηqUl~，t.'; Hervorhebung der Besonderheit der Flagge 
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似) Call1in R. Mαssey sagt， das im Fall der Flagge "both form and 

content， and medium and message“undifferenziert verbunden 

sind. Calvin R. Masおり， Pure Symbols and the First Amendment， 

17 Hastings Const. L. Q圃 369，374 (1990). 
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ironisch ~mgekehrt， um den Schutzbedarf der F日lagg群伊en肝1

zu betonen.“帥ω1昨tAbe釘reine solche Deu叫1北tungwi.ir吋dees no叫twendigr町machen凡1， ， 

die Fr陀ei泊h児凶eitder Symbole verachtenden Kunsはtmi託tdem staatlichen 

Interesse an Symbolschutz frontal zusammenstoβen zu lassen， weil 

die erstere die Stδrung des Gefi.ihls der Bi.irger beabsichtigt， das der 

Staat sichern mochte. Wenn das BVerfG die intuitionswidrige Tren-

nung von Aussagekern und Einkleidung annimmt， um die strafrecht-

lich irrelevante Auslegung des Kunstwerks zu finden， kann der Su-

preme Court darauf verzichten， indem er das Interesse des Staates 

am Symbolwert selbst verleugnet. Damit kann er sich auch der 

Frage entziehen， ob die Beurteilung i.iber die Einkleidung weniger 

streng ist. In den USA， deren Verfassung keinen besonderen Ar-

tikel fur Kunstfreiheit hat， kann man sie schwerlich bejahen. 

2 • Versuche der abweichenden Meinungen--Ausnahme fur die Na-

tionalflagge? 

Der Supreme Court versteht， daβder Staat keine einseitige， nur 

die nationale Einheit steigernde Benutzung der Flagge befehlen 

darf. Aber warum darf der Staat nicht die Besonderheit der N a-

tionalflagge in Betracht ziehen， wenn sie um der Redefreiheit willen 

anerkannt wird? 1st die Flagge nicht um so schutzbedi.irftiger， als 

sie an das Staatsgefuhl der Burger direkt appelliert ? 

Rehnquists abweichende Meinung leitet aus dem historischen 

und "mystischen“Respekt vor der Flagge eine Ausnahme fi.ir sie ab. 

Ein solcher Respekt solle selbst mit der Beschrankung der Mei-
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nungsfreiheit geschutzt werden_ Aber wenn er als Beispiele immer 

den Zusammenhang zwischen der starken Aufregung bei Kriegen 

und das spezielle Gefuhl fur die Flagge benutzt， wird der ideolo-

gische Charakter seiner Erzahlung klar_ Er stellt dar， daβmit der 

Flaggenverbrennung in den USA als Widerstand gegen den Viet鴫

nam-Krieg die Stimmung der Soldaten in Vietnam schwer g出chadigt

wurde_ Wie kann denn diese Episode seine These bestatigen? Man 

kann bezweifeln， ob es in Wirklichkeit den universellen Respekt vor 

der Flagge gibt， oder ob Rehnquist die Loyalitat der Burger fur die 

Regierung， die insbesondere bei Kriegen beansprucht wird， mit der 

Hilfe der Flagge zu starken wunscht_ Hinter seiner Meinung steckt 

die groβe Gefahr， die Kritik an der Politik mit dem "Mythos“zu 

unterdrucken_ Wie Kent Greenawalt sagt， "If we attach a kind of 

nonrational reverence to the flag， we are subject to manipulation by 

those who control the flag.“ω 

Greenawalt behauptet auch， das die Diskussion um die (gewalt-

same) Verfolgung der nationalen Interessen zuzulassen sei. Die 

Zwangsverehrung der Flagge， die den Wert der nationalen Einheit 

versinnbildlicht， verhindere die kritische Stellungnahme.(l~ Deshalb 

scheint es auch mir， daβder Symbolismus der Nation und der na-

tionalen Einheit nicht fur die Rechtfertigung der Beschrankung der 

Meinungsauβerung verwendet werden darf， obwohl， oder gerade 

weil， das Symbol die grose Macht des Apells an die Burger hat. 

里 5t，仰~s' 伽eich伽er山 M陥刷eint叫批en町1汀凶r
九

ili 倒 KentGreenawalt， Fighting W ords (1995)， S. 43. 
(44) Ebd.， S. 44. 
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sinnvolleren Begrundung an. Er behauptet， das die amerikanische 

Nationalflagge nicht nur die nationale Einheit， sondern auch die 

amerikanischen Grundideen versinnbildliche， und daβdas Symbol 

der Freiheit und Gleichheit vor Entweihung geschutzt werden 

musse， wenn sie wertvoll seien. Also versteht er als das mit Mei-

nungfreiheit kollidierenden Rechtsgut den Wert der Flagge als Sym-

bol der Grundwerte. Obwohl er keine Absicht hat， die Autoritat des 

freiheitlichen Staates zu schützen，~~ ist das mit der Redefreiheit kol-

lidierende Rechtsgut nahezu dasselbe wie das des BVerfG. Ihrer 

Meinung nach schadet die Entweihung oder Verunglimpfung der 

Symbole der Grundwerte der Attraktivitat der Grundwerte. Im 

Gegensatz dazu denkt the opinion of the Court， daβgerade die Ent-

scheidung die Grundwerte bestatige， indem sie auch die Freiheit der 

Entweihung des Symbols der Freiheit toleriere. Hierin bestehen die 

wesentlichen Differenzen. 

Aber auch wenn man Stevens' Grundthese zustimmen wurde， 

bliebe es nicht sicher， ob die Verbrennung der N ationalflagge 

bestrafbar ware. Seine Meinung schIiest sich an den Kommunita-

rismus an， der die Anspruche der Selbstbestimmung der Gemein-

schaft als wertvoll fur Mitburger wurdigt. Aber auch in der Litera-

tur， die Anspruche des Kommunitarismus berucksichtigt， wird die 

(45) Quint hebt diesen Unterschied als tiefen Gegensatz zwischen 

dem allen Richtern des Supreme Court gemeinsamen amerika-

nischen Verfassungsdenken und dem deutschen hervor. V gl. 

Quint (Anm. 1). Ich glaube aber， das in bezug auf das Problem 

der Integrationskraft der Staatssymbole der andere Streitpunkt 

wichtiger ist. 
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Entscheidung des Supreme Court gebilligt_ Michelman sagt， "f!ag 

burning is not a repudiation of the nation's ideals or of aspiration 

towards po1itical community_ Rather， the flag burner charges the 

nation with betraying its ideals ____ 1n so doing the flag burner may 

be said to affirm an idea1 vision of a possible nation whose identity 

is under contention， the possible nation that is a1so potentially hers， 

the one with which she identifies“附DieseLogik ist dem Bundes-

hymne-Beschlus des BVerfG ahn1ich_ Nach dieser Aus1egung 

greifen die Angeklagten zwar oberf1ach1ich die Symbo1e an， aber 

nicht die Grundwerte， die sie symbolisieren und deretwegen sie 

schutzbedurftig sind_ Vielmehr tragen sie dazu bei， innerhalb der 

Gemeinschaft zu uberdenken und wieder festzustellen， was ihre 

1dentitat oder das "common good“ist_附

Bei der Auslegung der Verbrennung dur・chJohnson a1s Appell 

an die Gemeinschaft geht es darum， das sich sein Angriff nicht 

gegen bestimmte Menschen oder Minderheitengruppen richtet_ Die 

symbolische Absage ihrer "equal citizenship“konnte dem 1deal und 

der 1dentitat der Gemeinschaft freier und gleicher Mitburger scha目

den. 1m Gegensatz dazu appelliert Johnsons symbolic speech an das 

offentliche Publikum， zu dem er se1bst gehoren kann.峨 US-Ameri-

四
五
七
(
則

例i) Michelm仰 (Anm.39)， S. 1362_ 

仰) V gl. The Supreme Court-Leading Cases (Anm. 37)， S_ 257 f.. 

倒) Ebd.， 256 f_; Michelman (Anm_ 39)， S_ 1362 f_; Greenawalt 

(Anm. 43)， S. 143 f.. Kritisch uber den Unterschied zwischen der 

F1aggenverbrennung und "hate speech“，Paul F Canψos， Advo“ 
cacy and Scho1arship， 81 Calif. L. Rev. 817， 832 f. (1993).(Aber 

dieser Aufsatz kritisiert， wie die Critical Leagal Studies， die Le-

gitimation aller Arten "doctorinal constitutiona1 law“. ) 
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kaner， insbesondere nach dem Kalten Krieg， stellen sich nicht vor， 

daβder Angriff gegen Symbole die ganze Ablehnung der Ver-

fassung bedeuten mag. Aber ich glaube， das auch die meisten heutigen 

Verunglimpfungen der deutschen Bundessymbole keine soIche fun-

damentale Verweigerung der Grundwerte bedeuten. Dann soll der 

Appell an die Offentlichkeit als Anspruch der besseren Interpreta-

tion und Verwirklichung der Grundwerte verstanden werden. Jeden-

falls beruht der Unterschied der Schlusse zwischen Stevens und dem 

BVerfG auf den verschiedenen Interpretationen der Gegenstande. 

3. Der Grund der Sorgen um die Bestrafung in Brennans opinion 

Andererseits weist Murray Dηdarauf hin; "Justice Brennan's 

suggestion that when we see a flag burning， we salute it， or give it a 

decent burial， properly understood， means出atliberal constitution-

alism need not stand for mindless relativism“ωDer Supreme Court 

erkennt an， daβder Symbolismus einen emotionalen Beitrag zur Er-

haltung der spezifischen Stelle der Flagge leisten darf， wenn er von 

Burgern ausgedruckt wird. AIso wunscht er nicht， das die δffent-

Iiche Diskussion rational und aufgeklart stattfindet. Vielmehr stellt 

er das Vertrauen auf die Bewahrung der Grundwerte in der freien 

OffentHchkeit ohne Bestrafung dar. 

Es scheint mir， das dort auch sein Verstandnis d出 Charakters

des Symbols wirkt. Obwohl the opinion of the court denkt， das die 

Grundwerte zwar ein Referent der Nationalflagge sind， beabsichtigt 

sie nicht， ihre verfassungsrechtHch wertvolle Bedeutung darauf zu 
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beschranken. VieJmehr nimmt sie die Vielfaltigkeit der moglichen 

Svmbolisierten als Tatsache hin und last den Wettbewerb zwischen 

ihnen frei laufen. Die konkrete Bedeutung der Symbole wird erst 

bei ihrer Verwendung im bestimmten Kontext klargemacht. Was 

er verbietet， ist der staatliche zwanghafte Gebrauch des Symbols zu 

einem bestimmten Ziel. Gerade weil die Symbole je nach den Um-

standen verschiedene Bedeutungen und Appelle intuitiv darstellen 

konnen， steigt die Notwendigkeit， fur "the marketplace of ideas“ 

ihrem staatIichen， einseitigen Gebrauch vorzubeugen. 1m Gegensatz 

zu der beschrankten Interpretation der Symbolisierten bei dem 

BVerfG und Stevens wertet Brennan das Risiko des staatlichen 

Miβbrauchs der Symbole noch hδher. Deshalb uberlast Brennan der 

zwanglosen Diskussion die Behandlung der Symbole. 

Ich glaube， das diese Ansicht des Supreme Court den Charakter 

der Staatssymbole gut erfast. Um die Bestrafung wegen der 

Verunglimpfung der Symbole mit der Komrnunikation位eiheitin Einklang 

zu bringen， legte das BVerfG beide， das Gesetz und die Kunstwerke， 

verfassungskonform aus. Aber es kann nicht die Tatsache ver四

leugnen， daβdie Symbole eigentlich einen vielfaltigen und analy-

tisch schwer erkennbaren Reichtum an sinnvollen Bedeutungen ent・

halten. In Wirklichkeit versinnbildlichen sie nicht allein Grundwerte. 

Man kann die Inhalte der Symbole intellektuell nicht voIlstandig 

erklaren bzw. begrenzen. Also kδnnte das Risiko der staatlichen 

Manipulation ihrer Bedeutung immer dabei sein， wie die Stevens-

sche oberflachliche Interpretation der Flaggenverbrennung zeigt. 

Der I{eichtum an Bedeutungen rpacht die Symbole einerseits zu ef. 

fektiven Kommunikationsmitteln， aber andererseits kann die staat. 
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liche Regulierung ihrer Bedeutung deshalb eine zu grose Wirkung 

auf die Offentlichkeit haben.帥 DerSupreme Court nimmt diese Sor-

gen ernst und setzt auf die 1nterpretation der Symbole durch die 

Auseinandersetzung in der OffentIichkeit. Dadurch kann er sich dem 

Problem der verfassungskonformen Auslegungsmethode entziehen. 

1m Gegensatz dazu ist die "werkgerechte“Interpretation der Kunst-

werke fur das BVerfG entscheidend， die dennoch， wie ich oben er-

wahnte， den Mangel der V orausberechnungsmoglichl王eithervorruft 

Der Unterschied zwischen Deutschland und den USA spiegelt 

auch die verschiedenen historischen Erfahrungen.i5i1 Aber im al1ge-

meinen wundere ich mich daruber， ob dennoch die Staatssymbole 

als Symbole der Freiheit und Demokratie strafrechtlich zu schutzen 

(50) V gI. Vgl. Steven G. Gcy， This 1s not a Flag: The Aesthetics of 
Desecration， 1990 Wisconsin L. Rev. 1549， 1589-91. 

(51) Das strafrechtliche Verbot der offentlichen Verwendung von 

Kennzeichen verfassungswidriger Parteien ( S 86 a StGB) kann 
in Deutschland gerechtfertigt werden， weil diese Symbole die 

Grundwerte der Bundesrepublik selbst angreifen. Da braucht 

man keine ausfuhrliche Interpretation， um clie Absicht der 

Tater zu identifizieren， deshalb ist die Gefahr der Ma-

nipulierung bei der staatlichen FeststelIung ihrer Becleutungen 

klein. Obwohl auch ich nach dem N ationalsozialismus cliese 

V orschrift vernunftig finde， kりnnteselbst sie vieIleicht der 

Uberprufung des Supreme Court l1icht standhalten. V gI. Vi1lage 

of Skokie v. N ational Socialist Party of America， 373 N.E.2 d 

21 (1978); CoIIin v. Smith， 578 F.2 d 1197 (1978) (Die beiden， die 

zwar keine Entscheiclungen des Supreme Court sind， deuten 

aber die al1gemeine Tendenz der ainerikanischen Gerichte an， 

auf die Meinungsfrieheit groβten Wert zu legen). Der Unter-

schied des historischen ErIebnisses kann zu unterschiedlichen 

rechtlichen Folεen fuhren. 
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sind_ Der Angriff gegen die Grundordnung des Grundgesetzes selbst 

und der gegen ihre Symbole sind nicht gleich. Die letztere gibt der 

Offent1ichkeit eine Chance. den Sinn und Wert der Freiheit und De-

mokratie zu uberdenken_ Zum Schlus denke ich im allgemeinen 

uber das angemessene Verhaltnis zwischen Staat und Symbolen in 

der Offentlichkeit nach. 

V. Symbolismus und Integration der Burger im freien Staat 

Rudolf Smend erklarte 1928， "Die gesteigerte Integrationskraft 

eines symbolisierten Sachgehalts beruht allerdings nicht nur darin， 

das er als irrationale und individuelle Fulle mit besonderer Intensi-

tat er1ebt wird， sondern auch darin， das er in dieser Gestalt zugleich 

elastischer ist， als in der der extensiven， rationalen， gesetzlichen 

Formulierung“. Obwohl die letztere "die Spannung zwischen Ein-

zelnem und Gemeinschaft zum Bewustsein“bringt， kann jeder einen 

symbolisierten Wertgehalt品oer1eben， ，wie ich ihn verstehe‘， ohne 

Spannung und Widerspruch …und zugleich erlebt er ihn als totale 

Fulle“. Dadurch "kann die WertfUl1e des Staats als Ganzes mit in-

tensiver und bewuster Integrationswirkung er1ebt werden.“，，so hat 

man mit Grund gesagt， das die Rationalisierung des politischen 

Denkens， die die Erfassung des politischen Gestalts als Glaubensge-

halt ausschlieβt， damit zugleich jede politische verbindliche Gestalt 

in Frage stellt.“ωSmends These pragt stark auch die deutschen 

(52) Rudolf Smend， Verfassung und Verfassungsrecht (1928)， jetzt 
in: ders.， Staatsrechtliche Abhandlungen (3.Aufl.， 1994)， S. 119， 
163-165. 
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Staatsrechtslehre nach dem zweiten Weltkrieg.l'ill 

Hinter der 8mendschen These liegt die V oraussetzung， "In ge-

sunden Verhaltnissen vollzieht sie(die Integration) sich unbewust“れ

Der Staat habe das legitime Interesse an der Erhaltung solchen Un-

terbewuβtseins. Aber ob der symbolische Appell an das Staatsge-

fuhl der Burger den Strafschutz verdient， ist zweifelhaft. Peter Ha-

berle betont zwar， "Die Verfassungsstaat bedarf rationaler und 

emotionaler Konsensquellen“.円Flaggenund Nationalhymnen sind 

. Beispiele der auch im Verfassungsstaat notwendigen Selbstdar-

stellung“ Aber Haberle， ein bewust demokratischer Theoretiker， 

vergist nicht， hinzufugen， daβder Symbolgehalt "vorgeschlagen， 

aber nicht erzwungen werden“ kann. Er erkennt an， das der 

Miβbrauch der Symbole "den Tyρus Verfassungsstaat im ganzen in 

Gefahr bring(en)“konロe.倒

In den freiheitlichen Demokratien ist es unvermeidlich， an der 

"Gesundheit“， die Smend vorzog， rutteln zu lassen. Freie Demokra勾

tie mus die gesellschaftliche Aufklarungsprozes darum gewahr-

leisten， wozu der Staat existieren. Die Selbstverstandlichkeit seiner 

Existenz， die seine Symbole manchmal andeuten， kann und sol1 

uberpruft werden. Warum kδnnen wir uns uberdies nicht vorste11en， 

(53) Z.B. Z. B. Eckart Klein， in: BK -GG， Art.22 (1982)， S. 36 ff. ; 
Herbert Kriiger， Von der Staatspflege uberhaupt， in: Helmut 
Quaritsch(HgよDieSelbstdarstellung des Staates (1977)， S. 21; 

Giinter Hoog， Deutsches Flaggenrecht (1982)， S. 7 ff.. 
(54) Rudolf 8meηd， Integration (1966)， jetzt in: ders.， Staatsrecht-

liche Abhandlungen (3.Auf1.， 1994)， S. 482， 485. 

(55) Peter Haberle， Feiertagsgarantien als kulturelle Identitatsele-

mente des Verfassungsstaates (1987)， S. 27-38. 
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daβdie starkere Integration vielmehr aus der freien Diskussion in 

der Offentlichkeit folgen durfte? Die Freiheit， alles zu beweifeln， 

kann zur starksten Uberzeugung uber die T .egitimation der ver-

fassugsmasigen Grundordnung f出ren_倒 M( ~r Meinung nach ist 

die Gefahr des staatlichen Misbrauchs des "Unterbewustseinss-

chutzes“ mehr zu befurchten. Er kδnnte bewuβte Meinung-

sauβerung zu stark unterdrucken， weil der lnhalt des Unter-

bewuβtseins naturlich unklar ist. Naturlich weis das BVerfG um 

dieses Risiko und redu-ziert es auf ein Minimum. Das BVerfG last 

jene Kommunikationen mit Symbolen， die ihre wahren Inhalte und 

Anspruche bewust zeigen wollen， frei laufen. Aber es wagt nicht， 

wie der Supreme Court， das mit Kommunikationsgrundrechten kol目

lidierende staatliche Rechtsgut des Symbolschutzes zu verleugnen. 

Es scheint mir， das hier der Unterschied der Vorstellungen daruber 

zwischen beiden Landern dargestellt ist， welche Rolle der Staat in 

der Offent-lichkeit spielen sol1， um die Integration der Gesellschaft 

zu erhalten. 

(切i) V gl. Nahrnod (Anm. 38)， S. 541 f. ; ]urgen Haberrnas， Faktizitat 

und Geltung (1992)， S. 636 ("Die Staatsburgernation findet ihre 

Identitat…in der Praxis von Burgern， die ihre demokratischen 

Teilnahme- und Kommunikationsrechte aktiv ausuben“). 
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in Frieden (1981) 


